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Neubekanntmachung der H A U P T S AT ZU N G
der Gemeinde Griefstedt

Aufgrund des Artikel 2 Abs. 3 der fünften Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt vom
02.12.2023 wird nachstehend der Wortlaut der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt, wie er sich aus

1 , der Hauptsatzung d.er Gemeinde Griefstedt vom 06.1 2.2009,

2. der 1. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt vom 30.05,2010,
3, der 2. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt von 24.06,2012,
4. der 3. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt vom 21 .05.2020,
5. der 4, Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt vom 23,06,2023,

6, der 5. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Griefstedt von 02.12.2023,
ergibt, in der vom 02.12.2023 an geltenden Fassung bekannt gemacht.

Norbert Mücke

Bürgermeister

ß,.1{ir,r

Datum d. Ausfertigung: 18,06.2024

H A U P T S AT ZU N G der Gemeinde Griefstedt

$ 1 Name

Die Gemeinde führt den Namen Griefstedt.

$ 2 Gemeindesiegel

Das Dienstsiegel trägt die Umschrift:

oben: das Wort ,,Thüringen"
unten:die Worte ,,Gemeinde Griefstedt" in der Mitte zeigt es das Thüringer
Landeswappen.

$ 3 Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der
Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen
(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird die
Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der Gemeinderat
sich das Anliegen nicht zu eigen macht.

(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bürgern eine
Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde zur Entscheidung
vorlegen (Ratsreferend um).

(3) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines
Gemeinderatsbeschlusses der Gemeinde.
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(4) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerentscheid,
Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz über das
Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
(ThüTEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

$ 4 Einwohnerfragestunde und - versammlung

,,(1) Bei öffentlichen Sitzungen des Gemeinderates sollden Einwohnern Gelegenheit
gegeben werden, Fragen zu gemeindlichen Angelegenheiten, die in die
Zuständigkeit des Gemeinderates fallen, zu stellen oderAnregungen und Vorschläge
zu unterbreiten. Einwohneranfragen, Anregungen oder Vorschläge zu
Tagesordnungspunkten, die nichtöffentlich behandelt werden, sind unzulässig.

Es darf eine Frage und zwei Zusatzfragen, zwei Anregungen oder Vorschläge von
einem Einwohner, Verein oder Verband mit Sitz in der Gemeinde Griefstedt pro
Sitzung gestellt werden. Die Einwohneranfragen, Anregungen oder Vorschläge
müssen sich jeweils auf ein Thema beziehen und spätestens 3 Tage vor der Sitzung
schriftlich oder per E-Mail in der Gemeindeverwaltung (poststelle@vg-
kindelbrueck.de) eingehen. Die Einwohnerfragestunde ist Bestandteil der
öffentlichen Sitzung, der Vorsitzende des Gemeinderates stellt den Beginn und das
Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Bürger ein,
kann sie geschlossen werden. Die Fragestunde soll in der Regel 30 min nicht
übersch reiten. Ausnahmen liegen im Ermessen des Gemeinderatsvorsitzenden.

Die Redezeit eines Fragestellers beträgt höchstens 5 Minuten. Es genügt eine
mündliche Beantwortung der Einwohneranfrage/n durch den Bürgermeister. Eine
Aussprache und/oder Beratung in der Sache findet nicht statt. Zulässig sind bis zu
zwei themenbezogene Nachfrage/n durch den/die Fragesteller. lst die Beantwortung
der Nachfrage/n nicht während der Sitzung möglich, erfolgt deren Beantwortung im
Nachgang oder in der folgenden Gemeinderatssitzung.

(2) Der Bürgermeister beruft mindestens einmaljährlich eine Einwohnerversammlung ein,
um die Einwohner über wichtige Gemeindeangelegenheiten, insbesondere über
Planungen und Vorhaben der Gemeinde, die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar
und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegenheiten, die mit erheblichen
Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und
diese mit ihnen zu erörtern, Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der
Einwohnerversammlung unterAngabe von Ort, Zeit und Tagesordnung in ortsüblicher
Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.

(3) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er hat im
Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang Gelegenheit zur
Außerung zu geben. Soweit dies erforderlich ist, kann der Bürgermeister zum Zweck
der umfassenden Unterrichtung Bedienstete der Venrvaltungsgemeinschaft und
Sachverständ ige hinzuziehen.

(4) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegenheiten, die nicht
von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung erfasst sind, bis spätestens zwei
Tage vor der Einwohnerversammlung bei der Venrualtungsgemeinschaft einreichen.
Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerversammlung beantwortet
werden. Ausnahmsweise kann der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist
von drei Wochen schriftlich beantworten.
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$ 5 Sitzungen und Entscheidungen in Notlagen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats können in Notlagen ohne .persönliche
Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum durch eine zeitgleiche Ubertragung
von Bild und Ton, insbesondere in Form von Videokonferenzen durchgeführt
werden. Eine Notlage besteht, wenn es den Mitgliedern des Gemeinderats
aufgrund einer außergewöhnlichen Situation nicht möglich ist, persönlich an den
Sitzungen des Gemeinderats teilzunehmen. Außergewöhnliche Situationen sind
insbesondere Katastrophenfälle nach S 34 des Thüringer Brand- und
Katastrophenschutzgesetzes, Pandemien oder Epidemien. Der Bürgermeister
stellt eine Notlage nach Satz 2 fest und lädt die Gemeinderatsmitglieder zu
Sitzungen nach Satz 1 ein. Der Gemeinderat beschließt in seiner nächsten
Sitzung über den Fortbestand der vom Bürgermeister nach Satz 4 festgestellten
Notlage. lm Ubrigen bleiben die für den Geschäftsgang von Sitzungen des
Gemeinderats geltenden Regelungen unberührt.

(2) lst es dem Gemeinderat während der vom Bürgermeister nach Absatz 1 Satz 4
festgestellten Notlage nicht möglich, eine Sitzung nach Abs. 1 Satz 1

durchzuführen, kann er die Beschlüsse über Angelegenheiten, die nicht bis zur
nächsten Sitzung aufgeschoben werden können, auf Antrag des Vorsitzenden,
oder eines Viertels der Mitglieder des Gemeinderates im Umlaufverfahren
fassen.

Für den Antrag auf Durchführung des Umlaufverfahrens, die Stimmabgabe zur
Anwendbarkeit des Umlaufverfahrens nach Satz 3 und über die
Beschlussvorlagen ist die Textform (S 126b BGB) ausreichend. Der
Beschlussfassung im Umlaufverfahren müssen drei Viertel der Mitglieder des
Gemeinderats zustimmen. lm Ubrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen
über die erforderlichen Mehrheiten in Sitzungen. lst die Beschlussfassung im
Umlaufverfahren abgeschlossen, hat der Bürgermeister die
Gemeinderatsmitglieder unverzüglich über die in diesem Verfahren gefassten
Beschlüsse zu unterrichten.

(3) Wahlen und sonstige geheime Abstimmungen im Sinne des $ 39 ThürKO dürfen
nicht in Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder im Umlaufverfahren nach Abs. 2
durchgeführt werden.

(a) Die Gemeinde hat die technischen Voraussetzungen für Sitzungen nach Abs. 1

S. 1 und das Umlaufverfahren nach Abs. 2 zu schaffen und die Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen sicherzustellen. Dazu gehört
insbesondere, dass die Gemeinde ein geeignetes Videokonferenzsystem für die
Durchführung von Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 bereitstellt. Die
Funktionsfähigkeit der lnternetzugänge bei den Mitgliedern des Gemeinderats
und den sonstigen zu einer Gemeinderatssitzung zu ladenden Personen ist von
den jeweiligen Mitgliedern und sonstigen Teilnehmenden zu gewährleisten.
Das/die für die Teilnahme an einer Sitzung nach Absalz 1 Satz 1 bztr. einem
Umlaufverfahren nach Absatz 2 erlorderlichein EndgeräVe (2.B. Tablet, Laptop,
Kamera, Mikrofon, ...) hat jedes Mitglied des Gemeinderates auf eigene Kosten
zu beschaffen und die Funktionsfähigkeit (unter anderem durch Wartung,
Updates aufspielen etc.) zu gewährleisten. Für Störungen der lnternetverbindung
oder Störungen, die durch die Mitglieder des Gemeinderats verursacht werden,
ist die Gemeinde nicht verantwortlich.
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(5) Diese Regelungen gelten für andere kommunale Gremien entsprechend

$ 6 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Bei Planungen und Vorhaben, die die lnteressen von Kindern und Jugendlichen

berühren, sollen diese in angemessener Weise beteiligt werden. Die Beteiligung

kann insbesondere erfolgen durch,

die Bildung eines Kinder- und Jugendbeirates,
die Durchführung von Versammlungen mit Kindern und Jugendlichen
entsprechend den Einwohnerversammlungen gem. S 15 Abs. 1 ThürKO,

Umfragen bei Kindern und Jugendlichen,
Umfragen in Jugendforen oder
die Durchführung von Jugendworkshops.

Der Bürgermeister entscheidet in Abhängigkeit der einzelnen Planungen und

Vorhaben, in welcher Form und bis zu welchem Alter die Kinder und Jugendlichen

beteiligt werden.
$ 7 Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Verhinderung sein

Stellvertreter.
$ 8 Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister wird unmittelbar von den Bürgern der Gemeinde gewählt

und ist ehrenamtlich tätig. Er vertritt die Gemeinde nach außen und vollzieht die

Beschlüsse des Gemeinderats.

(2) Der Bürgermeister erledigt die in $ 29 ThürKO aufgeführten Aufgaben in

eigener Zuständ igkeit.

(3) Laufende Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (S 29 Absatz 2 Nr. 1

ThürKO) sind alltägliche Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine
grundsätzliche Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeindehaushalts
keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. der Vollzug der Ortssatzungen;

2. die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen und

Leistungen für den laufenden Betrieb (2.8. Ausgaben für die Bewirtschaftung der

Grundstücke und für den Unterhalt von Fahrzeugen, Geschäftsausgaben für die

Venrvaltung, Verbrauchsmaterial für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und

Ausstattungsgegenstände) bis zur Höhe der haushaltsmäßigen Ermächtigung ;

3. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen Verträgen
(2. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs- und Dienstleistungsverträge;
Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benutzungsverträge) und die

Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher und öffentlich-rechtlicher
Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche Erklärungen, Kündigungen, Rücktritte)

bis zu einer Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 1.500,99 Euro;
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4. die Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln sowie die Führung aller
gegen die Gemeinde oder die von ihr veruvalteten Stiftungen gerichteten Passiv-
und Aktivprozesse bis zu einem Streitwert im Einzelfall von 5.000,- Euro;

5. des Weiteren, Erlass, Niederschlagung und Stundung von Forderungen:
- über den Erlass bis zu einem Betrag von 1.500,00 €
- über die unbefristete Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.500,00 €
- über die Stundung und befristete Niederschlagung bis zu einem Betrag von
5.000,00 €;

6. die Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushaltssatzung
festgelegten Höchstbetrages;

7. die Genehmigung überplanmäßigerAusgaben bis zu einer Höhe von 2.500 Euro
und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 5.000 Euro jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der Bürgermeister ist
berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die durch andenrueitige
Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der
Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen;

(4) Der Gemeinderat übertrdgt dem Bürgermeister neben den in den Absatz 3

aufgeführten Aufgaben gemäß $ 29 Abs. 4 SaIz 1 ThürKO, die folgenden weiteren
Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung:

1. Vergabe von Arbeiten für Bauvorhaben im Rahmen der
haushaltsrechtlich bereitgestellten Mittel von 1.501,00 € bis zu einem
Betrag von 5.000,00 EURO im Einzelfall.

2. Beschaffung des laufenden Geschäftsbedarfes und Abschluss der damit
zusammenhängenden Rechtsgeschäfte (Kauf-, Miet-, Werk- und
Dienstleistungsverträge) im Rahmen des normalen Geschäftsganges bis zu
einem Wert bzw. Verpflichtungsrahmen von 1.501,00 EURO bis 5.000,00
EURO im Einzelfall.

3. Erklärungen zum gemeindlichen Einvernehmen gemäß S 36 BauGB im
unbeplanten I nnenbereich

$ 9 Beigeordnete

(1) Der Gemeinderat wählt vorerst einen ehrenamtliche Beigeordneten. Der zweite
Beigeordnete wird vom Gemeinderat nur im Bedarfsfall gewählt.

(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Ersten Beigeordneten
vertreten. Sollten der Bürgermeister und der Erste Beigeordnete nicht nur
vorübergehend verhindert sein (Bedarfsfall gem. Abs. 1), vertritt sie der zweite
Beigeordnete nach seiner Wahl.

(3) Der Beigeordnete ist für den ihm, durch den Bürgermeister übertragenen
Geschäftsbereich verantwortlich.

\
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$ 10 Vertreter in der Gemeinschaftsversammlung

(1) Die Gemeinde ist Mitgliedsgemeinde in der Venrualtungsgemeinschaft Kindelbrück.
Sie wird durch den Bürgermeister kraft Amtes und 1 Gemeinderatsmitglied vertreten, für
jede volle Tausend ihrer Einwohner ein weiteres Gemeinderatsmitglied.

(2) ln der ersten Sitzung nach der Kommunalwahl bestellt der Gemeinderat aus seiner
Mitte die nach Abs. 1 genannten Vertreter und je einen Stellvertreter.

$ 11 Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das Wohl ihrer
Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern ernannt werden.

(2) Personen, die als Mitgtieder des Gemeinderates, Ehrenbeamte, hauptamtliche
Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben,

können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:

- Bürgermeister = Ehrenbürgermeister,

- Beigeordneter = Ehrenbeigeordneter,

- Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,

- sonstige Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche Tätigkeit
kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem ZusaIz "Ehren-".

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder übenruiegend ausgeübten
Funktion richten.

(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vorteilhafter Weise zur
Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen haben, können besonders geehrt

werden. Der Gemeinderat kann dazu spezielle Richtlinien beschließen.

(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeichnung soll in feierlicher
Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aushändigung einer Urkunde
vorgenommen werden.

(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen
unwürd igen Verhaltens widerrufen.

$ 12 Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den
Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderates als Entschädigung:

Ein Sitzungsgeld von 26,-EURO für notwendige, nachgewiesene Teilnahme an

Sitzungen des Gemeinderates, in dem sie Mitglied sind. Dabei dürfen nicht mehr als

zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.

Das in Abs. 1 festgesetzte Sitzungsgeld verändert sich ab dem 01 .01.2020 gemäß $ 2

Abs. 5 Satz2 der Thüringer Verordnung über die Entschädigung der Gemeinderats-,
Stadtrats- und Kreistagsmitgliedervom 06.11.2018 (GVBL. Nr. 13 vom21.12.2018) um

die letzte nach g 26 Abs. 3 des Thüringer Abgeordnetengesetz im Gesetz- und

Verordnungsblatt des Freistaates Thüringen voröffentliche Preisentwicklungsrate.
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(2) Mitglieder des Gemeinderates, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Selbstständig Tätige
erhalten eine Pauschalentschädigung von 15,- EURO je volle Stunde für den
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist.
Sonstige Mitglieder des Gemeinderates, die nicht erwerbstätig sind, jedoch einen
Mehrpersonenhaushalt von mindestens 3 Personen führen (S 13 Abs. 1 Satz 4 ThürKO)
erhalten eine Pauschalentschädigung von 15,- EURO je volle Stunde. Die
Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag sowie für höchstens 8

Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 Uhrgewährt.

(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach dem Thüringer
Reisekostengesetz in der jeweils gültigen Fassung gezahlt.

(a) Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen
ein Sitzungsgeld von 15,- EURO für notwendige, nachgewiesene Teilnahme an
Sitzungen des Wahlausschusses. Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder pro
Tag gezahlt werden. Die Mitglieder des Wahlvorstandes erhalten bei der Durchführung
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag eine
Entschädigung von 35,-EURO als Erfrischungsgeld. Für die Durchführung von Wahlen
mit mehr als einer Wahlhandlung wird für den Wahltag eine zusätzliche Entschädigung
in Höhe von 10,00 € je weiterer Wahlhandlung gewährt.

(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten die folgenden
Aufirrrandsentschädigungen gem. $ 2 ThürAufEVO:

- der ehrenamtliche Bürgermeister 435 EURO/Monat

- der ehrenamtliche Erste Beigeordnete '109,-EURO/Monat

- der ehrenamtliche Zweite Beigeordnete 43,-EURO/Monat

(6) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, gelten die
Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienstausfalls bzw. der Pauschal-
entschädigung und der Reisekosten (Abs. 1 ,2 und 3) entsprechend.

$ 13 öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die Satzungen der Gemeinde werden ausschließlich durch eine elektronische
Ausgabe der jeweiligen Satzung öffentlich bekanntgemacht, indem sie auf der
lnternetseite

httos://mryur.vq-ki lbrueck.de/bueroer-
verwaltu nq/ve rwa ltu nq/satzu noe n/satzu noen-o riefstedt/

bereitgestellt werden und der Bereitstellungstag angegeben wird. Ab dem
Bereitstellungstag können die Satzungen während der allgemeinen
Öffn ungszeite n be i d er Ge mei ndeverwa ltu n g (Ve nrua ltu n gsge me i nschaft
Kindelbrück, Puschkinplatz 1, 99638 Kindelbrück) kostenfrei eingesehen werden
und sind dort gegen Kostenerstattung als Ausdruck erhältlich."
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Auf die bereitgestellten / bekanntgemachten Satzungen der Gemeinde wird an der
Verkündungstafel nachrichtlich hingewiesen und jeweils eine Ausfertigung der Satzung
angeschlagen. Die Verkündungstafel ist an folgender Stelle im Ort aufgestellt:

- am Schänksplatz I -
(2) Die Bekanntmachung von zeit, ort und ragesordnung der sitzungen des

Gemeinderates erfolgt an der in Abs. 1 genannten Verkündungstafel, sie ist mit dem
Ablauf des ersten Tages des Aushangs an den Verkündungstafeln an diesem Tag
vollendet. Die entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach
der jeweiligen Sitzung abgenommen werden.

(3) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder ortsübliche)
Bekanntmachungen gilt Abs. 1 entsprechend, sofern nicht Bundes- oder
Landesrecht etwas anderes bestimmt. lm Übrigen findet die Thüringer Verordnung
über die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinden,
Venaraltungsgemeinschaften und Landkreise (Bekanntmachungsverordnung) in
ihrer jeweiligen Fassung Anwendung.

(4) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer Ereignisse eine
Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form öffentlich bekannt gemacht
werden, erfolgt in dringenden Fällen die öffentliche Bekanntmachung der Satzung durch
Verteilung von Flugblättern an die Haushalte im Gemeindegebiet. Nach Wegfall des
Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntmachung der Satzung unverzüglich in
der nach Absatz 1 festgelegten Form nachgeholt; auf die Form der Bekanntmachung ist
dabei hinzuweisen.

$ 1 4 Haushaltswirtschaft

Auf die Haushaltswirtschaft der Gemeinde Griefstedt finden ab dem Haushaltsiahr
2011 gemäß $ 52 a der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) die Grundsätze der
doppelten Buchführung (kommunale Doppik)Anwendung. Es gelten im Übrigen die
Bestimmungen des Thüringer Gesetzes über die kommunale Doppik (ThürKDG) und
der Thüringer Gemeindehaushaltsverord nung - Doppik (Thü rGemHV-Doppik).

$ 15 Sprachform, lnkrafttreten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten
für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männlichen Sprachform.

(2) Di Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

fl/
Norbert M
B Datum d. Ausfertigung der Neubekanntmachung:

19.06.2024
r

I
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Hinweis

Mit Bekanntmachung der Satzung wird gleichzeitig auf die Heilung von Verfahrens- und
Formvorschriftenverletzungen gem. $ 21 Abs. 4 und 5 der Thüringer Kommunalordnung
vom 28.01.2003 (GVBI S. 41) in der gültigen Fassung hingewiesen.

Bekan ntmach u ngsvermerk

Diese Neubekanntmachung der Satzung wurde ausschließlich durch eine elektronische
Ausgabe öffentlich bekanntgemacht, indem sie auf der lnternetseite

https://wvnv. vq-ki ndel brueck. d e/b ue rqer-
verura ltu ng/verwa ltu nq/satzu noen/satzu nqen-g riefstedU

bereitgestellt und der Bereitstellungstag (2O.06.2024) angegeben wurde. Ab dem
Bereitstellungstag kann diese Satzung während der allgemeinen Offnungszeiten bei der
Gemeindeverwaltung (Verwaltungsgemeinschaft Kindelbrück, Puschkinplatz 1, 99638
Kindelbrück) kostenfrei eingesehen werden und ist dort gegen Kostenerstattung als
Ausdruck erhältlich.

20.06.2024 im Auftrag Maik Eßer Gemeinschaftsvorsitzender der VG Kindelbrück
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